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Minusrekord bei grünen Zetteln
Der Einkaufstourismus in Südbaden zieht wieder an. Eine App könnte ihnweiter ankurbeln.

Peter Schenk

Lediglich 1,7MillionenAusfuhr-
zettel zur Erstattung der Mehr-
wertsteuer hat der Lörracher
Zoll im Jahr 2021abgestempelt.
Sowenigwarenes seit 2009nie
unddas istweit entfernt vonden
Rekordzahlen, als derEinkaufs-
tourismus zwischen Rheinfel-
denundWeil amRheinboomte
und das Hauptzollamt Lörrach
zwischen 6 und 7Millionen der
grünen Zettel abstempelte.

Die aktuellen Zahlen stam-
men vonder Jahresmedienkon-
ferenz des Hauptzollamts, die
gestern,Mittwoch,beiderAuto-
bahnzollanlage in Weil am
Rhein stattfand. Zwei Gründe
sieht Zollamtsleiter Matthias
Heuser für den Rückgang: die
Einführung der Bagatellgrenze
von 50 Euro Anfang 2020 und

diePandemie.«WaswelcheRol-
le gespielt hat, ist allerdings
schwer zu sagen.»

Derzeit kaufenwiedermehr
Schweizerinnen und Schweizer
in der nahen deutschen Grenz-
regionein, ist demZoll aufgefal-
len. «Die Zurückhaltung löst
sichauf.Ausserdemkonzentrie-
ren die Schweizerinnen und
Schweizer ihre Einkäufe», sagt
Heuser.Ralf Schemenauer, Lei-
ter des Zollamt Weil am Rhein
Autobahn, ergänzt: «Die meis-
ten kaufen für grössere Beträge
ein.»Auch teureE-Bikeswerden
vermehrt gekauft, stellt der
deutsche Zoll fest.

Dass wieder Zahlen wie
2019 mit 5,6 Millionen grünen
Zettel erreichtwerden, glauben
dieVertreterdesZollsnicht.Der
Einkaufstourismuskönntealler-
dings durch die schon lange ge-

plante neue App wieder zuneh-
men und attraktiver werden.
«Zeitnah» solle sie kommen,
sagte Heuser. Wann genau,
wusste er allerdings nicht.

AnstehenundAbstempeln
sindbaldVergangenheit
DieVorteile liegenaufderHand.
«Mit der Appmüssen die Leute
am Zoll nicht mehr aussteigen
undanstehen, umdieZettel ab-
stempeln zu lassen», erläuterte
Schemenauer.LautHeuserwür-
de zudem auch die Erstattung
der Mehrwertsteuer elektro-
nischdirekt aufsKontoerfolgen.
Derzeit sindbeimHauptzollamt
Lörrach 30 Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter mit dem Ab-
stempelnderZettel beschäftigt.
SiebleibenauchmitEinführung
der App. «Unsere Leute haben
dannmehrZeit fürKontrollen»,

kündigte Schemenauer an. Es
geht darum, sicherzustellen,
dass die laut Ausfuhrschein ge-
kauften Waren auch wirklich
ausgeführtwerden.Das ist nicht
immer der Fall. So gab es des-
halb 2021 646 und 2020
710 Verwarnungen und auch
Bussgeldverfahren.

NeubauderZollanlage
beginnt2025
Voraussichtlich 2025 soll der
Neubau der Autobahnzollanla-
ge beginnen, auf der auch der
Schweizer Zoll beheimatet ist.
Federführenddabei istDeutsch-
land. Die Fertigstellung ist für
2032 geplant. Schon ab Herbst
dieses Jahres sollen ganz in der
Nähe die ersten Mieter in ein
ZollkompetenzzentrumfürZoll-
dienstleister in einenGewerbe-
park einziehen.

Parlament will Bäume besser schützen
Weniger fällen undmehr pflanzen: DerGrosse Rat spricht sich deutlich fürmehr Bäume in der Stadt Basel aus.

Nora Bader und Jonas Hoskyn

Andrea Strahm (Die Mitte)
forderte vomRegierungsrat via
Motion, eineRegelung vorzule-
gen, nach der bei öffentlichen
BauvorhabendieBäumebesser
geschützt werden sollen. Zu-
dem sei bei «unvermeidlichen
Fällungen gesunder Bäume zu-
sätzlich zu prüfen, ob einBaum
nicht verpflanzt anstatt gefällt
werden könnte undwelches die
diesbezüglichen Mehrkosten
sind».Die Fällung eines gesun-
den Baumes dürfe nur als
Ultima Ratio und bei klarem
überwiegendem öffentlichem
Interesse stattfinden, so die
Motionärin weiter.

Zur Sprache kamen einmal
mehr die Bäume an der Mar-
garethenstrasse. Ersatzpflan-
zungen seien gut und recht,
aber bis ein kleines Bäumchen
so gross sei wie sein Vorgän-
ger, würden Jahre vergehen, so
Strahm.

Güterabwägung zwischen
Projekten undFällungen
Luca Urgese (FDP) sprach sich
gegen die Motion aus: Er be-
gründet umfangreich, weshalb
Bäume gefällt werden müssen
bei Bauprojekten. «Niemand
vonuns entscheidet gerne über

Baumfällungen. Uns allen sind
Bäume imKanton wichtig.»

Interessenabwägungen zwi-
schen Baumfällungen und Ge-
samtprojekten müssten schon
heute und auch in Zukunft ge-
machtwerden. «Wenn sie diese
Motion überweisen, gehen sie
vielleicht mit einem guten Ge-

fühl nach Hause, faktisch ha-
ben sie keinen anderen Baum
gerettet. Das geht nur mit Ein-
zelfallentscheiden.»

PascalMesserli (SVP) sagte,
es brauche einen nächsten
Schritt, um demRegierungsrat
ein verbindendes gesetzliches
Mittel zu geben, umdenBaum-

schutz zu verbessern. Er befür-
wortete die Überweisung des
Vorstosses.

«Wir haben uns gefragt, ob
es noch einen Vorstoss zum
Baumbestand braucht», sagte
Jean-Luc Perret (SP) in der De-
batte. Es gebe aber Beispiele,
die genau das zeigten. Seine

Fraktion stimmte für die Erst-
überweisung. So auch das
Grünalternative Bündnis.

Regierungsrätin und Baudi-
rektorin Esther Keller (GLP)
führte in ihrer Stellungnahme
aus, wie wichtig das Thema
BaumschutzdemRegierungsrat
sei. Formell habe die Motion

aber Schwierigkeiten: Der er-
wähnte Paragraf 6 im Baum-
schutzgesetz gelte heute schon.
In der Kommission würden
schon jetzt einzelne Bäume bei
Bauprojekten diskutiert. Man
könne diese Güterabwägung
nicht abstrakt machen. Der
GrosseRatüberwiesdieMotion
mit 61 zu 30 Stimmen dem Re-
gierungsrat. Dieser muss nun
einen entsprechenden Vor-
schlag vorlegen.

Parlamentverlangt
einBaumkonzept
AmNachmittag bekräftigte das
Parlament dann seine Liebe
zum Stadtgrün und überwies
einenweiterenVorstoss zurFör-
derung des Baumbestandes.
Die Grünen-SVP-Kooperation
fordert, dass die Regierung ein
Konzept vorlegt, wie sich die
Zahl der Bäume in den kom-
menden Jahren imöffentlichen
Raum kantonal und in den
Quartieren entwickeln soll. Zu-
demsoll dasBaumschutzgesetz
dahin gehend angepasst wer-
den, dass bei Fällungen nur in
Ausnahmefällen keine Ersatz-
pflanzungen angeordnet wer-
den. Für Private sollen Anreize
geschaffenwerden, damit diese
etwa bei Bauvorhaben mehr
Bäume pflanzen.

Am Schulstart soll nicht
gerüttelt werden
Es bleibt bei 8Uhr für alle. DerGrosse Rat lehnte einen
Vorstoss für einen späteren Schulbeginn amMorgen ab.

Morgenstund Eine halbe oder
gar eine ganze Stunde später in
die Schule: So sollten Kinder
und Jugendliche besser in der
Schule ankommen und in den
Tag starten. Mit diesem Ansatz
wollten zwei SP-Parlamentarie-
rinnen die Situation für Schüle-
rinnen und Schüler verbessern.
Jugendliche würden vermehrt
unter Schlafentzug leiden, so
Franziska Roth (SP). Studien
hättengezeigt, dassdies zueiner
Vielzahl von negativen Folgen
führewie emotionalenundkog-
nitiven Schwierigkeiten und
Verhaltensproblemen.

DerVorstosswurdevon links
bis rechtsbestritten:«Wirhaben
Verständnis für die Motion»,
sagte BeatriceMesserli (Basta).
Allerdings sei diese nicht der
richtigeWeg.Die Schulstunden
müssten ja später nachgeholt
werdenundzwaraufKostender
Freizeit. «Wenn wir den Tages-
ablauf eine Stunde später star-
ten, wird alles nach hinten ge-
schoben.» Weitere Probleme
seien die angedachte Verdich-
tungdesStundenplansodereine
mögliche kürzereMittagszeit.

Erziehungsdepartement
waroffen fürVorschlag
HarteKritik kamvonRaoulFur-
lano (LDP): «DieMotion ist un-
nötig und falsch.» Die zitierten
Studien seien wissenschaftlich
wertlos, so der Kinderarzt. Zu-
demwäre ein späterer Schulbe-
ginndiskriminierendgegenüber
denjenigen Jugendlichen, die

eine Lehre machen. Und GLP-
Grossrätin Sandra Bothe be-
zeichnete den einheitlichen
Schulbeginnum8Uhrals«Mei-
lenstein», der einen Beitrag zur
Chancengleichheit undzurVer-
besserung von Familie und Be-
ruf leiste.

Das liessen die beiden SP-
Parlamentarierinnen nicht auf
sich sitzen. Alexandra Dill (SP)
konterte, die Gegner würden
grossenteils mit abwertenden
Vorurteilen argumentieren und
Kinder als «verwöhnte Weich-
eier, die zu viel Party machen
und die ganze Zeit am Handy
hängen» dargestellt. «Mit die-
ser Motion können wir eine
konkreteVerbesserung desAll-
tags der Kinder und Jugendli-
chen schaffen.» Viele Lehrper-
sonen würden ihr erzählen,
dass die erste Schulstunde oft
kaum produktiv genutzt wer-
den könne», sagte SP-Grossrä-
tin Franziska Roth. Sie hoffe,
dass das Erziehungsdeparte-
ment, das den Vorstoss eigent-
lich entgegennehmen wollte,
trotz desNein desGrossenRats
Pilotversuche zulasse.

Tatsächlich lehntedasParla-
ment den Vorstoss deutlich ab.
Grossratspräsidentin JoVergeat
(Junges Grünes Bündnis) konn-
te sich anschliessend einen
Kommentar nicht verkneifen
und meinte: «Angesichts der
vorgetragenen Argumente
müssten wir die nächste Gross-
ratssitzung ebenfalls um 8 und
nicht um9Uhr ansetzen.» (hys)

Aus dem Grossen Rat
1.-Mai-Krawalle: Polizei
will stärker durchgreifen

Nach den Sachbeschädigungen
und Angriffen auf einen Foto-
grafen bei der Demonstration
am 1. Mai hat Sicherheitsdirek-
torin Stephanie Eymann ange-
kündigt, dassdiePolizei künftig
in solchen Fällen konsequenter
vorgehenwerde.DerPolizeiein-
satz bei der Demo und der Ent-
scheid, aus Gründen der Ver-
hältnismässigkeit nicht einzu-
greifen, seien intern analysiert
worden, antworteteEymannauf
einen Vorstoss. (hys)

WeitereAusgaben
warenunbestritten

Der Grosse Rat hat gestern
43 Millionen Franken für den
Ersatzstandort des Instituts für
Rechtsmedizin gesprochen.
Ausserdem wurde das Sofort-
hilfspaket für die Ukraine und
künftige Nothilfemassnahmen
von insgesamt 2,5 Millionen
Frankenbewilligt.Weiterwurde
der Covid-19-Schutzschirm für
Grossveranstaltungen ab 5000
Personenverlängert undvon 19
auf rund 32 Millionen Franken
erhöht. (no)

Luftfilter für Schulen
sollengeprüftwerden

DieBaslerRegierungsoll aufzei-
gen,mitwelchenMittelnSchul-
kinder im Fall einer weiteren
Coronawelle besser geschützt
werdenkönnen.DasParlament
überwies gestern einen Vor-
stoss, der eine entsprechende
Auslegeordnung fordert. So soll
geprüft werden, ob Luftfilter
oderCO2-Messgerätegeeignete
Mittel wären, um die Gefahr
einerAnsteckungzusenken,und
wie viel eine flächendeckende
Einführung kostenwürde. (hys)

KeinÄmtli-Stop
für Ex-Regierungsräte

Der Grosse Rat sprach sich mit
grosserMehrheit gegeneineKa-
renzfrist für ehemaligeMitglie-
der des Regierungsrates aus.
SVP-Grossrat JoëlThüringhatte
gefordert, dass Regierungsmit-
glieder fürmindestens vier Jah-
re keine Mandate vom Kanton
annehmen dürfen. Anlass für
die Motion war etwa, dass der
frühereBau-undVerkehrsdirek-
torHans-PeterWessels (SP)nun
als Berater für sein ehemaliges
Departement arbeitet. (no)

Die Fällungen an der Margarethenstrasse haben eine noch immer andauernde Debatte über Bäume ausgelöst. Bild: Nora Bader


